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Einfuhrabgaben Am 12. März ge-
riet ein Mann in Lörrach in eine
Zollkontrolle, als er mit seinem
PorscheMacan S versuchte, über
das Zollamt Weil am Rhein-Au-
tobahn in die Schweiz auszurei-
sen.Dies teilen die deutschen Be-
hörden mit. Die Beamten wur-
den misstrauisch, als er angab,
mit seiner Familie in Deutsch-
land zu wohnen, und kurz dar-
auf äusserte, dass das genutzte
Fahrzeug mit marokkanischer
Zulassung ihm gehöre. Dieses
nutze er seit mehreren Monaten
in Deutschland. EinenNachweis
über die Zollabfertigung und die
damit verbundene Entrichtung
der Einfuhrabgaben konnte der
44-Jährige jedoch nicht vorlegen,
wie es in einerMitteilung heisst.

Da eine Zollabfertigung des
Fahrzeugs bei der Einfuhr in die
EU hätte erfolgenmüssen, leite-
ten die Lörracher Zöllner ein
Steuerstrafverfahren gegen den
Mann ein. Der sogenannte Zoll-
wert des 380-PS-starken Fahr-
zeugs, auf dessen Grundlage die
Berechnung derEinfuhrabgaben
erfolgt, wurde durch die Beam-
ten auf 63’000 Euro festgesetzt.
Die entstandenen Einfuhrabga-
ben inHöhevon rund 19’700Euro
konnte der Mann teilweise vor
Ort begleichen,weshalb ihm die
Zöllner die Weiterreise mit sei-
nem Fahrzeug gestatteten. (ith)

Zoll: Mannmuss
20’000 Euro für
Porsche zahlen

Basel Noch eine Woche hat das
Restaurant Lauch an Klingental-
strasse 1 gegenüber der Kaserne
geöffnet.Danach beginnt derUm-
zug.Die Zwischennutzung, in der
das Lokal weilen konnte, geht zu
Ende. Eine Nachfolgelösung ist
bereits gefunden: Das Lauch zieht
in den Platanenhof an der Kly-
beckstrasse 241 ein.Wie «Bajour»
am Montag berichtete, will das
Team dort am 14. Mai eröffnen.

Das Restaurant Platanenhof
hatte Anfang Januar seine Aus-
trinkete. Die langjährige Wirtin
Charlotte Wirthlin zeigte sich
über die Nachfolgelösung bei
«Prime News» sehr erfreut. Es
mache ihr Glück perfekt, sagte
sie, dass derCharme dieses schö-
nen Ortes erhalten bleibe und
wieder ein Gastronomiebetrieb
einziehe. (kha)

Vegi-Restaurant
Lauch zieht um

Katrin Hauser

2024war ein Jahr, in demderBe-
griff «Wohnungsnot» Hochkon-
junktur feierte.Man könntemei-
nen, Investoren würden auf die
hoheNachfragemit einemWoh-
nungsbau-Boom reagieren.Viel-
leicht tun sie das auch noch. Ak-
tuell geht die Entwicklung
schweizweit, und ganz besonders
in Basel, aber eher in die umge-
kehrte Richtung. 2024 ist der
Wohnungsbau in der Stadt am
Rheinknie nahezu eingeschlafen.

Gestern veröffentlichte der
Kanton die Zahlen: Letztes Jahr
sind 77Wohnungen abgebrochen
und 588 neu geschaffenworden.
Im Gegensatz zu den Vorjahren
sind die meisten aber nicht von
Grund auf «neu gebaut»worden,
sondern durch Umbauten ent-
standen. Dazu zählen etwa rund
100Wohnungen, die Eigentümer
mittelsAusbauten erstellt haben,
sowie 325Wohnungen, die durch
Umnutzung von Gewerberäu-
men geschaffen wurden. Nur
151Wohnungen sind 2024 in Ba-
sel-Stadt neu gebaut worden.
Das ist der tiefsteWert seit 2007.
ImVorjahrwaren es 778 neu ge-
bauteWohnungen.Ein Grund für
diesen Rückgang sind abge-
schlosseneArealentwicklungen.

Appartements retten Bilanz
Die Umbauten sind 2024 der
neueTreiber derWohnungspro-
duktion.Den grösstenTeilmacht
die Umnutzungvon Büroräumen
aus, was bei der hohen Leer-
standsquote im Büromarkt

durchaus Sinn macht. 280 neue
Wohnungen sind letztes Jahr auf
dieseWeise entstanden.

Ob sie aber auch das Bedürf-
nis nachmehrbezahlbarenWoh-
nungen für Familien erfüllen,
darf bezweifelt werden. Der al-
lergrösste Teil dieser durch Um-
nutzung entstandenenWohnun-
gen sind möblierte Apparte-
ments, die nicht für langfristige
Mietverhältnisse gedacht sind.
Das grösste Projekt ist die Hoch-
strasse 16: Wo früher Büros der
Roche waren, vermietet der An-
bieter City Pop heute rund 190
möblierte Einzimmerwohnun-
gen. Ein Appartement à 23 Qua-
dratmeter ist ab 325 Franken die
Woche ausgeschrieben. Weiter
hat City Pop 80möblierteAppar-
tements imKleinbasel, beimCla-
rahuus, auf den Markt gebracht.

Die wenigen Neubauprojek-
te bieten dafür mehr Wohnraum
für Familien: 45 Prozent der er-
stellten Wohnungen haben vier
Zimmer und mehr. Die beiden
grössten Projekte wurden von
Genossenschaften realisiert. Die
Eisenbahner-Baugenossenschaft
beider Basel erneuert ihre Sied-
lung im Lehenmattquartier und
schafftmit Ersatzneubautenmehr
Wohnraum.Das zweitgrösste Pro-
jekt ist die Umnutzung des Coop-
Weinlagers im Lysbüchel, hin-
ter der die Stiftung Habitat steht.

Wennman sich die Nettopro-
duktion derWohnungen vorAu-
gen führt,mussman feststellen:
Ohne die vielen Ein-Zimmer-Ap-
partements vonCityPopwäre die
Bilanz noch deutlich schlechter

ausgefallen. Es wird augen-
scheinlich kaum noch gebaut.

Der Rückgang derWohnbau-
tätigkeit entspreche den Erwar-
tungen, kommentiert die Stadt-
entwicklung unter der Leitung
von Lukas Ott. In den Jahren zu-
vor sei sie nämlich so hoch wie
seit Anfang der 1980er-Jahre
nicht mehr gewesen. Zwischen
2018 und 2023 sind grössereAre-
alentwicklungen abgeschlossen

undÜberbauungen fertiggestellt
worden. Das war 2024 nicht der
Fall. Mittelfristig dürfe wieder
mit einer höheren Neubaupro-
duktion gerechnet werden.

Die Gründe für den Rückgang
seien vielfältig, so die Stadtent-
wicklung: Zinserhöhungen,Bau-
teuerung, die Attraktivität alter-
nativerAnlagen, komplexere Bau-
vorschriften und Verzögerungen
wegen Einsprachen.

Wie gross der Einfluss der stren-
genWohnschutzbestimmungen
ist, die seit Mai 2022 gelten, sei
«offen».Die Bestimmungenwür-
den schliesslich nur für beste-
hendenWohnraum gelten.

«Flaute ist hausgemacht»
Aufhorchen lässt derSatz: «In Be-
zug auf die Wirkung des Wohn-
schutzes sind daher pauschale
Analysen von Baubewilligungen
wenig aussagekräftig.»Das ist ein
mehr oder weniger subtiler Sei-
tenhieb auf eine kürzlich erschie-
nene Studie von Hauseigentü-
mer- und Immobilienverbänden.
Sie haben denRückgang derBau-
tätigkeit in Basel-Stadtmit Basel-
land undReferenzstädtenvergli-
chen und sind zum Schluss ge-
kommen, der Wohnschutz habe
sehrwohl einen erheblichen Ein-
fluss: «Die Flaute ist weitgehend
hausgemacht.»

Der Ansatz der Studie über-
zeugt Ott tatsächlich nicht,wie er
bestätigt: «Die Städte werden in
der Studie jeweils mit sich selbst
verglichen, nicht untereinander.
In einerStadtwie Basel, in derdie
Wohnbautätigkeit in den letzten
Jahren sehr hoch war, ist der
Rückgang in einerweniger inten-
siven Phase umso grösser als in
einerStadtmit zuvorwenigerho-
herWohnbautätigkeit.»

Was die Stadtentwicklung
nicht thematisiert: Der Wohn-
schutz betrifft zwar keine Are-
alentwicklungen, sehrwohl aber
Abbruch-Neubau-Projekte, die
zusätzlich vomBaslerMieterver-
band bekämpft werden.

Seit 2007 gab es in Basel noch nie
sowenig neu gebauteWohnungen
Unklarer Wohnschutz-Effekt Während der Neubau stagniert, schiessen Umnutzungen in die Höhe.
Viele der neuenWohnungen sind allerdings möblierte Appartements.

Gemeinnützige Neubauprojekte wie im Lysbüchel sorgten zu einem erheblichen Teil dafür, dass auch für Familien neue Wohnungen entstanden sind. Foto: Lucia Hunziker
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Neubau Abbruch Umbausaldo

Die Wohnbautätigkeit in Basel-Stadt ist eingebrochen

Ohne den hohen Umbausaldo* fällt der Rückgang letztes Jahr noch
frappanter aus. Anzahl Wohneinheiten, 2005 bis 2024

* Unter Umbauten versteht man beispielsweise die Umnutzung von
Büro- zu Wohnliegenschaften, aber auch das Aufteilen einer grossen
Wohnung in zwei kleinere Einheiten.
Grafik: kha / Quelle: Statistisches Amt Basel
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An den Baselbieter Gymnasien
sollen die Schwerpunktfächer
Italienisch, Griechisch und Rus-
sisch gestrichen werden. Philo-
sophie/Psychologie soll hinge-
gen künftig ein Schwerpunktfach
werden. Das schlägt der Bil-
dungsrat imRahmen derWeiter-
entwicklung der gymnasialen
Maturität vor.

Der Bildungsrat hat eine ent-
sprechendeAnhörung gestartet,
wie die Baselbieter Bildungs-,
Kultur- und Sportdirektion ges-
tern mitteilte. Diese dauert bis

zum 18. Juni. Damitwill der Kan-
ton Baselland die nationalenVor-
gaben zurWeiterentwicklung der
gymnasialen Maturität (Wegm)
umsetzen.

Grössere Ausbildungsbreite
beim Abschluss der Schule
Die wesentlichsten Neuerun-
gen umfassen unter anderem
dieWahl zwischen Französisch
und Italienisch als Grundlagen-
fach oder die Einführung eines
Schwerpunktfachs Philosophie/
Psychologie. Dafür sollen ge-

mäss denAnhörungsunterlagen
die Schwerpunktfächer Italie-
nisch, Griechisch und Russisch
verschwinden.

Zudem sollen zukünftig in
sechs statt in fünf Fächern Ma-
turitätsprüfungen stattfinden.
In der Summe sei die Ausbil-
dungsbreite beimAbschluss da-
mit deutlich grösser als heute.
So würden auch alle Fachberei-
chemit derAusnahmevonKunst
und Musik im letzten Schuljahr
zwingend besucht, heisst es
weiter.

Mit derWegm soll die gymnasi-
ale Matur nach fast 30 Jahren
modernisiert werden. Bund und
Kantone haben dazu im Jahr
2023 die entsprechendenRechts-
grundlagen verabschiedet. Für
die Umsetzung sind die Kantone
zuständig.

Im Kanton Baselland sollen
die ersten Maturitätszeugnisse
nach neuen Anerkennungsvor-
gaben im Sommer des Jahres
2032 ausgestellt werden.

Isabelle Thommen/SDA

Adieu, Français: Französisch bald keine Pflicht mehr
Bildung Neu sollen Jugendliche an Baselbieter Gymnasien das Fach abwählen können.

Katrin Hauser

—Darum geht es
Baslerinnen und Basler hätten
schon ab 2027 rund 150Millionen
Franken Steuernwenigerpro Jahr
zahlen müssen, wenn es nach
SVP-Grossrat Lorenz Amiet ge-
gangen wäre. Eigentlich hatte er
dafür auch eine ausreichendeUn-
terstützung hinter sich: LDP, FDP,
Mitte, EVPund fast alle Grünlibe-
ralen stellten sich imHerbst noch
hinterAmietsVorstoss.Dann kam
dasMomentumdes RiehenerAb-
weichlergrüppchens.

—Hierwird es brenzlig
Weil die Gemeinde Riehen finan-
ziell angeknackst dasteht und für
das Jahr 2025 ein Minus von
knapp 18 Millionen Franken im
Budget aufweist, hat sich ein
bürgerliches Abweichlergrüpp-
chenvonGrossräten formiert. Sie
sitzen grösstenteils gleichzeitig
in der Riehener Exekutive.Wenn
nämlich die Kantonssteuer ge-
senkt würde, hätte dies «Millio-
nenausfälle in Riehen zur Folge»,
wie Stefan Suter (SVP) am Mitt-
woch im Parlament ausführte.
Und das könne er als Gemeinde-
rat von Riehen einfach nicht ver-
antworten.

—Die klarsten Ansagen
Die übrigen Riehener Abweich-
ler und Abweichlerinnen Daniel
Hettich (LDP), Silvia Schweizer
(FDP), JennySchweizer (SVP) und
FelixWehrli (SVP) blieben dabei
bemerkenswert still.

LDP-Grossrätin Annina von
Falkensteinnannte es ein «friend-
ly fire», dasmanhiernun ausRie-
hen erlebe. Sie bedaure dies sehr.
Immerwiederwerde sie in ihrem
Umfeld mit der Frage konfron-
tiert,was «wiruns imGrossenRat
eigentlich noch alles leistenwol-
len». Das gelte im Übrigen nicht
nur für die Linken, sondern auch
«füruns Bürgerliche».EinDetox-
programmwürde demgesamten
Parlament guttun.

In eine ähnliche Richtung ging
das Votum von GLP-Grossrat To-
bias Christ. Und auch hier spielte
dieWelt im Grossen Rat ein biss-
chen verrückt: Sind es sonst die
Grünliberalen, bei denen dauernd
Politiker ausscheren, steht ihre
Fraktion doch tatsächlich als ein-
zige geschlossen hinter der Vor-
lage. Sie seien der Ansicht, dass
eine tiefere Staatsquote grund-
sätzlich wünschenswert wäre –
und sie vor allem nicht nochwei-
ter steigen solle, so Christ.

Motionär Amiet betonte, dass es
ja gar nicht darum gehe, zu spa-
ren.Wenndie Steuersenkung an-
genommen werde, müsse man
sich «kein bisschen einschränken
– nirgendwo». Doch sollte bei
Steuern das Prinzip «so viel wie
nötig und sowenigwiemöglich»
gelten. Und das sei aktuell eben
nicht der Fall. Amiet kündigt an,
er wolle «einen Besen fressen»,
wenn Regierungsrätin Tanja So-
land für das Jahr 2024 nicht
schon bald erneut einen «safti-
gen Gewinn» verkünden werde.

ZumSchluss derDebattemel-
dete sichThomasWidmer-Huber
(EVP) zuWort und erklärte,wie-
so seine Partei nun ihreMeinung
zur Steuersenkung geändert hat.
Anders als noch imHerbst ist sie
nun dagegen, weil sie weitere
Sparbemühungen in Riehen be-
fürchtet.Widmer-Huberwies da-
rauf hin, dass der Riehener Ein-
wohnerrat erst kürzlich 350’000
Franken Entwicklungshilfe ge-
gen die Stimmen der Linken und
der EVP gekürzt habe.

Die Linke hielt sich aus der De-
batte um die Motion Amiet wei-
testgehend raus. Eswar eine Dis-
kussion zwischen Bürgerlichen
dies- und jenseits des Bäumli-
hofgrabens, wenn man so will.

Die einzige Linke, die sich
mehrfach einbrachte, war SP-
Finanzdirektorin Tanja Soland.

—Die schrägste Szene
Sie zeigte sich etwas irritiert da-
rüber, dass sich die bürgerlichen
Grossratsmitglieder so sehr nach
einem «Korsett» fürs Parlament
sehnen. «Sie brauchen also De-
fizite, damit Sie aufhören mit
demAusgabenwachstum?», fragt
sie in den Saal. Heute werde sie
die Rechnung für Basel-Stadt
präsentieren, so Soland weiter,
und verkündete mit einem
Schmunzeln: «Ich darf Ihnen sa-
gen: Baselland hat uns übertrof-

fen.» Das ist insofern etwas ab-
surd, als der Kanton Baselland
selbst überrascht ist ob des gu-
ten Ergebnisses.

—Der Coup des Luca Urgese
Die Haltung der linken Legisla-
tivmitglieder zu Steuersenkun-
gen hatte Basta-Grossrat Oliver
Bolliger kurze Zeit davor zum
Ausdruck gebracht, als es um ei-
nenweiteren Steuervorstoss von
Luca Urgese (FDP) ging: «Vor ei-
nemMonat haben Sie bis zu 500
Millionen Steuereinnahmen aus
derOECD-Mindeststeuermittels
eines sehr spendablen Steuerpa-
kets den Konzernen geschenkt.»
Und jetztwolleman «den Staats-
haushalt weiter aushöhlen».

Urgese konterte, das «Mär-
chen», wonach der Kanton auf
ein Minimum zurückgestutzt
werde, sei einfach nur noch «lä-
cherlich». Die Sozialausgaben in
Basel-Stadt würden schliesslich
«noch und nöcher erhöht».

ImGegensatz zuAmiet schaff-
te es Urgese, seinen Vorstoss –

wenn auch in abgeschwächter
Form – durchzubringen. Er for-
dert, dass derGrosse Rat jährlich
über den kantonalen Steuerfuss
befindet. Heutzutage geht dies
nämlich nur via Gesetzesände-
rung,was nicht sofort umsetzbar
ist.Auch seinVorstoss drohte am
Riehener Abweichlergrüppchen
zu scheitern, als Urgese kurzer-
hand vorschlug, ihn in die weni-
ger verbindliche Form eines An-
zugs umzuwandeln.

—Daswurde entschieden
Haarknapp überwies das Par-
lament Urgeses Vorstoss mit 49
zu 48 Stimmen als Anzug an
die Regierung. Die Motion von
Lorenz Amiet lehnte es mit 57
Nein- zu 39 Ja-Stimmen ab. Ne-
ben den fünf RiehenerAbweich-
lern stimmten alle vier EVP-Mit-
glieder dagegen.

Die BaslerRegierung prüft ak-
tuell jedoch noch den Vorstoss
von ChristianMoesch (FDP),wo-
nach Überschüsse der Bevölke-
rung rückvergütetwerden sollen.

Basler erhalten keine Steuersenkung
Debatte im Grossen Rat Bürgerliche Abweichler und Abweichlerinnen aus Riehen verhindern,
dass Steuerpflichtige aus Basel-Stadt ab 2027 weniger bezahlen müssen.

Ist mit seinem Vorstoss zur Steuersenkung gescheitert: SVP-Grossrat Lorenz Amiet. Foto: Dominik Plüss

Beiträge Die Mitglieder des Bas-
ler Grossen Rats sollen neben
ihren Sitzungsgeldern auch be-
rufliche Vorsorgegelder erhal-
ten.DerRat hat gestern eine ent-
sprechende Änderung der Ge-
schäftsordnung bewilligt. Die
Schlussabstimmung fiel nach ei-
ner längeren und zumTeil emo-
tional geführten Debatte mit 62
zu 30 Stimmen bei 4 Enthaltun-
gen deutlich aus.

Gegen die Änderung der Ge-
schäftsordnung hatten sich in
erster Linie SprecherderSVPund
der FDP gewehrt. Die FDP hatte
kurzfristig zudem einen Antrag
zur Kürzung des Amtsjahr-
Grundbetrags für Grossratsmit-
gliedervon 6000 auf 3600 Fran-
ken beantragt.DieserAntrag hat-
te im Rat aber keine Chance.

240’000 Franken im Jahr
Konkret zur Debatte stand ein
Vorschlag des Ratsbüros auf-
grund eines Vorstosses des Bet-
tingerRatsvertreters Olivier Bat-
taglia (LDP). Battaglia hatte Vor-
sorgebeiträge für berufstätige
Ratsmitglieder beantragt, das
Ratsbüro erweiterte dies aber
auf alle Grossratsmitglieder bis
zu einer Pensionierungsschwel-
le im 70.Altersjahr. Für den Kan-
ton Basel-StadtwerdenArbeitge-
berbeiträge in derHöhevon rund
240’000 Franken im Jahr entste-
hen.Dieser Betrag entspricht ge-
mäss Bericht des Ratsbüros an-
nähernd 10 Prozent der ausbe-
zahlten Sitzungsgelder. (ith/SDA)

Vorsorgegelder für
Basler Grossräte
beschlossen

Umzug Der deutscheHautpflege-
spezialist und Konsumgüterher-
steller Beiersdorf konzentriert
alle Schweizer Standorte in Zü-
rich. Der Standort am Aeschen
graben in Basel mit 64Mitarbei-
tenden und 4 Lernenden wird
aufgegeben, wie das Unterneh-
men gesternmitteilte. DieTeams
von Nivea, Eucerin und Hansa-
plast ziehen von Basel nach Zü-
rich. Dort befindet sich bereits
ein Beiersdorf-Standortmit über
300 Mitarbeitenden, die für die
Marken La Prairie und Chante-
caille arbeiten.

Die Wahl fiel auf Zürich als
zentralen Standort unter ande-
rem aufgrund der dort bereits
vorhandenen Campusstrukturen
inklusive Kantine und Laborräu-
me. Die Mitarbeitenden von Ba-
sel sollen bei der Gestaltung der
neuen Arbeits- und Lebenssitu-
ation unterstützt werden, heisst
es weiter. (as/SDA)

Konzentration auf
Zürich: Beiersdorf
verlässt Basel

Stichflamme Da brennt die Luft –
wortwörtlich. Gestern Morgen
konnten Anwohnerinnen und
Passanten eine grosse Flamme
bei derBaustelle amSt.-Johanns-
Rheinweg amGrossbaslerRhein-
ufer beobachten.

Dabei handelte es sich um ei-
nen kontrollierten Abbrand im
Rahmen von Bauarbeiten, wie
es bei der Basler Kantonspolizei
heisst. Federführend sind hierdie
IndustriellenWerke Basel (IWB).

Der kontrollierte Abbrand
fand im Rahmen von Sanie-
rungsarbeiten statt, wie Reto

Müller, Mediensprecher bei den
IWB, gegenüber dieser Redakti-
on sagt. «Bei gewissen Arbeiten
brauchenwir gasfreie Leitungen.
Wir lassen das Gas nicht einfach
rausströmen. Wir brennen es
kontrolliert ab, das ist auch öko-
logischer.»

Die IWB würden diesen Pro-
zess standardmässig anwenden.
«Gasfrei bedeutet risikofrei. Mit
dem kontrollierten Abbrennen
verhindern wir, dass ein Risiko
bei den Bauarbeiten besteht.»
DasAbfackeln dauerte in diesem
Fall drei bis vier Minuten. (ith)

Was hat esmit der Feuersäule
am Rhein auf sich?


